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Fachhochschule für Polizei Sachsen
Dozent Ass.iur. Jens Philipp Wilhelm

Foltern - verboten, erlaubt oder gar geboten?
- Materialien -

Ein Fall: "Würde gegen Würde" oder: Darf der Staat foltern?
Die baden-württembergische Großstadt S erhält eine Nachricht von dem Erpresser E. E fordert die Zahlung von 100 Mil-
lionen DM, die Freilassung von zehn rechtskräftig verurteilten Terroristen und die Übergabe von zehn namentlich benannten
Persönlichkeiten aus Wirtschaft und Politik. Falls man seinen Forderungen nicht nachkomme, werde binnen fünf Stunden im
Zentrum von S eine Bombe mit chemischen Kampfstoffen explodieren. Das hätte den "qualvollen Tod von Hunderttausen-
den" zur Folge, die "schlimmste Folter sei dagegen nichts". Zur Flucht solle ihm ein startbereites Flugzeug mit Mannschaft
zur Verfügung gestellt werden.

Der Polizei gelingt es innerhalb einer Stunde, die Bombe aufzuspüren. Die aus östlichen Beständen stammende Bombe ist
mit einem Zeitzünder versehen, der zur Detonation der Bombe in vier Stunden führen wird. Trotz intensivster Bemühungen
ist es nicht möglich, die Bombe ohne den nur E bekannten Code zu entschärfen. Eine auch nur einigermaßen vollständige
Evakuierung der Bewohner von S ist nicht möglich. Die Bombe selbst läßt sich nicht gefahrlos entfernen oder sonstwie
unschädlich machen. Nach einer weiteren Stunde gelingt es der Polizei, E zu fassen. E räumt bereitwillig alles ein, den
rettenden Code verrät er allerdings nicht. Hinweise auf seine Pflicht zur Gefahrenabwehr prallen an ihm ab. Androhungen
aller zulässigen Zwangsmittel nimmt er nicht ernst, von solchen "Tricks" lasse er sich nicht beeindrucken, er werde die
"rechtsstaatlichen Papiertiger" schon zum Nachgeben zwingen. Die Polizisten sehen nunmehr in der Anwendung körperli-
chen Zwanges die letzte Möglichkeit, den Code aus E "herauszuholen".

Angesichts der vernichtenden Gefahr und des großen Zeitdrucks entbrennt unter den eingeweihten Polizeibeamten eine
heftige Diskussion. Einige sind der Überzeugung, als Trägern von Staatsgewalt sei es ihnen verwehrt, den E mittels körper-
licher Gewalt zur Aussage zu zwingen. Andere dagegen haben keine Bedenken, da "in einer ähnlichen Situation sogar die
Erschießung des E zulässig wäre"; im übrigen handele es sich um "Notwehr" und schließlich seien sie ja auch bedroht. Dem
hält die Gegenseite "fundamentale Menschenrechte" entgegen. Die Befürworter der Zwangsmaßnahmen erwidern daraufhin
gereizt, daß "ja auch der E die Menschenrechte mit Füßen trete".

Aufgabe: Darf die Polizei die Aussage des E zwangsweise herbeiführen?

(Winfried Brugger, Examensklausur im öffentlichen Recht - Übungsklausur. Würde gegen Würde, VBlBW 1995, 414 f,
Lösung S. 446-455; Fall aus dem Examensklausurenkurs an der Universität Heidelberg im Wintersemester 1994/95)

 Jean Améry, Jenseits von Schuld und Sühne. Bewältigungsversuche eines Überwältigten, 1966, S. 50:

[Schon die] "simplen Schläge, die ja inkommensurabel sind mit der eigentlichen Tortur," [sind für den] "der sie erleidet, tief
markierende Erlebnisse ... Ungeheuerlichkeiten. Der erste Schlag bringt dem Inhaftierten zum Bewußtsein, daß er hilflos ist -
und damit enthält er alles Spätere schon im Keime. ... Ich weiß nicht, ob die Menschenwürde verliert, wer von Polizeileuten
geprügelt wird. Doch bin ich sicher, daß er schon mit dem ersten Schlag, der auf ihn niedergeht, etwas einbüßt, was wir
vielleicht vorläufig das Weltvertrauen nennen wollen: die Gewißheit, daß der andere aufgrund von geschriebenen oder
ungeschriebenen Sozialkontrakten mich schont, genauer gesagt, daß er meinen physischen und damit auch metaphysischen
Bestand respektiert. ... Mit dem ersten Schlag aber bricht dieses Weltvertrauen zusammen. Der andere, gegen den ich
physisch in der Welt bin und mit dem ich nur solange sein kann, wie er meine Hautoberfläche als Grenze nicht tangiert,
zwingt mir mit dem Schlag seine eigene Körperlichkeit auf. Er ist an mir und vernichtet mich damit. ..."

Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland (GG) v. 23.5.
1949

Art. 1 GG [Menschenwürde; Bindung der Staatsgewalt an
die Grundrechte] (1) 1Die Würde des Menschen ist unantast-
bar. 2Sie zu achten und zu schützen ist Verpflichtung aller
staatlichen Gewalt.

(2) Das Deutsche Volk bekennt sich darum zu unverletzli-
chen und unveräußerlichen Menschenrechten als Grundlage
jeder menschlichen Gemeinschaft, des Friedens und der
Gerechtigkeit in der Welt.

(3) Die nachfolgenden Grundrechte binden Gesetzgebung,
vollziehende Gewalt und Rechtsprechung als unmittelbar
geltendes Recht.

Art. 2 GG [Individuelle Freiheitsrechte] (1) Jeder hat das
Recht auf die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit, soweit
er nicht die Rechte anderer verletzt und nicht gegen die ver-
fassungsmäßige Ordnung oder das Sittengesetz verstößt.

(2) 1Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche Unver-
sehrtheit. 2Die Freiheit der Person ist unverletzlich. 3In diese
Rechte darf nur auf Grund eines Gesetzes eingegriffen wer-
den.

Art. 20 GG [Staatliche Grundordnung; Widerstandsrecht]
(1) Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demokratischer
und sozialer Bundesstaat.

(2) 1Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus. 2Sie wird vom
Volke in Wahlen und Abstimmungen und durch besondere
Organe der Gesetzgebung, der vollziehenden Gewalt und der
Rechtsprechung ausgeübt.
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(3) Die Gesetzgebung ist an die verfassungsmäßige Ord-
nung, die vollziehende Gewalt und die Rechtsprechung sind
an Gesetz und Recht gebunden.

(4) Gegen jeden, der es unternimmt, diese Ordnung zu be-
seitigen, haben alle Deutschen das Recht zum Widerstand,
wenn andere Abhilfe nicht möglich ist.

Art. 25 GG [Völkerrecht und Bundesrecht] 1Die allgemeinen
Regeln des Völkerrechtes sind Bestandteil des Bundesrech-
tes. 2Sie gehen den Gesetzen vor und erzeugen Rechte und
Pflichten unmittelbar für die Bewohner des Bundesgebietes.

Art. 28 GG [Homogentitätsgebot; Selbstverwaltung] (1) 1Die
verfassungsmäßige Ordnung in den Ländern muß den Grund-
sätzen des republikanischen, demokratischen und sozialen
Rechtsstaates im Sinne dieses Grundgesetzes entsprechen. ...

Art. 104 GG [Rechte bei Freiheitsentziehung] (1) 1Die Frei-
heit der Person kann nur auf Grund eines förmlichen Ge-
setzes und nur unter Beachtung der darin vorgeschriebenen
Formen beschränkt werden. 2Festgehaltene Personen dürfen
weder seelisch noch körperlich mißhandelt werden.

(2) 1Über die Zulässigkeit und Fortdauer einer Freiheits-
entziehung hat nur der Richter zu entscheiden. 2Bei jeder
nicht auf richterliche Anordnung beruhenden Freiheitsent-
ziehung ist unverzüglich eine richterliche Entscheidung her-
beizuführen. 3Die Polizei darf aus eigener Machtvollkom-
menheit niemanden länger als bis zum Ende des Tages nach
dem Ergreifen in eigenem Gewahrsam halten. 4Das Nähere
ist gesetzlich zu regeln.

(3) 1Jeder wegen des Verdachtes einer strafbaren Hand-
lung vorläufig Festgenommene ist spätestens am Tage nach
der Festnahme dem Richter vorzuführen, der ihm die Gründe
der Festnahme mitzuteilen, ihn zu vernehmen und ihm Gele-
genheit zu Einwendungen zu geben hat. 2Der Richter hat
unverzüglich entweder einen mit Gründen versehenen
schriftlichen Haftbefehl zu erlassen oder die Freilassung
anzuordnen.

(4) Von jeder richterlichen Entscheidung über die An-
ordnung oder Fortdauer einer Freiheitsentziehung ist unver-
züglich ein Angehöriger des Festgehaltenen oder eine Person
seines Vertrauens zu benachrichtigen.

Strafprozeßordnung (StPO) v. 1.2.1877

§ 55 StPO [Auskunftsverweigerungsrecht] (1) Jeder Zeuge
kann die Auskunft auf solche Fragen verweigern, deren Be-
antwortung ihm selbst oder einem der in § 52 Abs. 1 bezeich-
neten Angehörigen die Gefahr zuziehen würde, wegen einer
Straftat oder einer Ordnungswidrigkeit verfolgt zu werden.

(2) Der Zeuge ist über sein Recht zur Verweigerung der
Auskunft zu belehren.

§ 68a StPO [Fragen nach entehrenden Tatsachen und Vor-
strafen] (1) Fragen nach Tatsachen, die dem Zeugen oder
einer Person, die im Sinne des § 52 Abs. 1 sein Angehöriger
ist, zur Unehre gereichen können oder deren persönlichen
Lebensbereich betreffen, sollen nur gestellt werden, wenn es
unerläßlich ist.

(2) Der Zeuge soll nach Vorstrafen nur gefragt werden,
wenn ihre Feststellung notwendig ist, um über das Vorliegen
der Voraussetzungen des § 60 Nr. 2 oder des § 61 Nr. 4 zu
entscheiden oder um seine Glaubwürdigkeit zu beurteilen.

§ 69 StPO [Vernehmung zur Sache] (1) 1Der Zeuge ist zu
veranlassen, das, was ihm von dem Gegenstand seiner Ver-
nehmung bekannt ist, im Zusammenhang anzugeben. 2Vor
seiner Vernehmung ist dem Zeugen der Gegenstand der Un-
tersuchung und die Person des Beschuldigten, sofern ein
solcher vorhanden ist, zu bezeichnen.

(2) Zur Aufklärung und zur Vervollständigung der Aus-
sage sowie zur Erforschung des Grundes, auf dem das Wis-
sen des Zeugen beruht, sind nötigenfalls weitere Fragen zu
stellen.

(3) Die Vorschrift des § 136a gilt für die Vernehmung des
Zeugen entsprechend.

§ 136 StPO [Erste Vernehmung] (1) 1Bei Beginn der ersten
Vernehmung ist dem Beschuldigten zu eröffnen, welche Tat
ihm zur Last gelegt wird und welche Strafvorschriften in Be-
tracht kommen. 2Er ist darauf hinzuweisen, daß es ihm nach
dem Gesetz freistehe, sich zu der Beschuldigung zu äußern
oder nicht zur Sache auszusagen und jederzeit, auch schon
vor seiner Vernehmung, einen von ihm zu wählenden Vertei-
diger zu befragen. 3Er ist ferner darüber zu belehren, daß er
zu seiner Entlastung einzelne Beweiserhebungen beantragen
kann. 4In geeigneten Fällen soll der Beschuldigte auch darauf
hingewiesen werden, daß er sich schriftlich äußern kann.

(2) Die Vernehmung soll dem Beschuldigten Gelegenheit
geben, die gegen ihn vorliegenden Verdachtsgründe zu besei-
tigen und die zu seinen Gunsten sprechenden Tatsachen
geltend zu machen.

(3) Bei der ersten Vernehmung des Beschuldigten ist zu-
gleich auf die Ermittlung seiner persönlichen Verhältnisse
Bedacht zu nehmen.

§ 136a StPO [Verbotene Vernehmungsmethoden] (1) 1Die
Freiheit der Willensentschließung und der Willensbetätigung
des Beschuldigten darf nicht beeinträchtigt werden durch
Mißhandlung, durch Ermüdung, durch körperlichen Eingriff,
durch Verabreichung von Mitteln, durch Quälerei, durch
Täuschung oder durch Hypnose. 2Zwang darf nur angewandt
werden, soweit das Strafverfahrensrecht dies zuläßt. 3Die
Drohung mit einer nach seinen Vorschriften unzulässigen
Maßnahme und das Versprechen eines gesetzlich nicht vor-
gesehenen Vorteils sind verboten.

(2) Maßnahmen, die das Erinnerungsvermögen oder die
Einsichtsfähigkeit des Beschuldigten beeinträchtigen, sind
nicht gestattet.

(3) 1Das Verbot der Absätze 1 und 2 gilt ohne Rücksicht
auf die Einwilligung des Beschuldigten. 2Aussagen, die unter
Verletzung dieses Verbots zustande gekommen sind, dürfen
auch dann nicht verwertet werden, wenn der Beschuldigte
der Verwertung zustimmt.

§ 163a StPO [Vernehmung des Beschuldigten] (1) 1Der Be-
schuldigte ist spätestens vor dem Abschluß der Ermittlungen
zu vernehmen, es sei denn, daß das Verfahren zur Einstel-
lung führt. 2In einfachen Sachen genügt es, daß ihm Gelegen-
heit gegeben wird, sich schriftlich zu äußern.

(2) Beantragt der Beschuldigte zu seiner Entlastung die
Aufnahme von Beweisen, so sind sie zu erheben, wenn sie
von Bedeutung sind.

(3) 1Der Beschuldigte ist verpflichtet, auf Ladung vor der
Staatsanwaltschaft zu erscheinen. 2Die § 133 bis § 136a und
§ 168c Abs. 1 und Abs. 5 gelten entsprechend. 3Über die
Rechtmäßigkeit der Vorführung entscheidet auf Antrag des



-3-

Beschuldigten das Gericht; § 161a Abs. 3 Satz 2 bis 4 ist
anzuwenden.

(4) 1Bei der ersten Vernehmung des Beschuldigten durch
Beamte des Polizeidienstes ist dem Beschuldigten zu eröff-
nen, welche Tat ihm zur Last gelegt wird. 2Im übrigen sind
bei der Vernehmung des Beschuldigten durch Beamte des
Polizeidienstes § 136 Abs. 1 Satz 2 bis 4, Abs. 2, Abs. 3 und
§ 136a anzuwenden.

(5) Bei der Vernehmung eines Zeugen oder Sachverstän-
digen durch Beamte des Polizeidienstes sind § 52 Abs. 3,
§ 55 Abs. 2 und § 81c Abs. 3 Satz 2 in Verbindung mit § 52
Abs. 3 und § 136a entsprechend anzuwenden.

Strafgesetzbuch (StGB) v. 15.5.1871

§ 17  StGB.  Verbotsirrtum. 1Fehlt dem Täter bei Begehung
der Tat die Einsicht, Unrecht zu tun, so handelt er ohne
Schuld, wenn er diesen Irrtum nicht vermeiden konnte.
2Konnte der Täter den Irrtum vermeiden, so kann die Strafe
nach § 49 Abs. 1 gemildert werden.

§ 32  StGB. Notwehr. (1) Wer eine Tat begeht, die durch
Notwehr geboten ist, handelt nicht rechtswidrig.

(2) Notwehr ist die Verteidigung, die erforderlich ist, um
einen gegenwärtigen rechtswidrigen Angriff von sich oder
einem anderen abzuwenden.

§ 34  StGB. Rechtfertigender Notstand. 1Wer in einer ge-
genwärtigen, nicht anders abwendbaren Gefahr für Leben,
Leib, Freiheit, Ehre, Eigentum oder ein anderes Rechtsgut
eine Tat begeht, um die Gefahr von sich oder einem anderen
abzuwenden, handelt nicht rechtswidrig, wenn bei Abwä-
gung der widerstreitenden Interessen, namentlich der betrof-
fenen Rechtsgüter und des Grades der ihnen drohenden Ge-
fahren, das geschützte Interesse das beeinträchtigte wesent-
lich überwiegt. 2Dies gilt jedoch nur, soweit die Tat ein an-
gemessenes Mittel ist, die Gefahr abzuwenden.

§ 35  StGB. Entschuldigender Notstand. (1) 1Wer in einer
gegenwärtigen, nicht anders abwendbaren Gefahr für Leben,
Leib oder Freiheit eine rechtswidrige Tat begeht, um die
Gefahr von sich, einem Angehörigen oder einer anderen ihm
nahestehenden Person abzuwenden, handelt ohne Schuld.
2Dies gilt nicht, soweit dem Täter nach den Umständen, na-
mentlich weil er die Gefahr selbst verursacht hat oder weil er
in einem besonderen Rechtsverhältnis stand, zugemutet wer-
den konnte, die Gefahr hinzunehmen; jedoch kann die Strafe
nach § 49 Abs. 1 gemildert werden, wenn der Täter nicht mit
Rücksicht auf ein besonderes Rechtsverhältnis die Gefahr
hinzunehmen hatte.

(2) 1Nimmt der Täter bei Begehung der Tat irrig Umstände
an, welche ihn nach Absatz 1 entschuldigen würden, so wird
er nur dann bestraft, wenn er den Irrtum vermeiden konnte.
2Die Strafe ist nach § 49 Abs. 1 zu mildern.

§ 343  StGB. Aussageerpressung. (1) Wer als Amtsträger,
der zur Mitwirkung an
1. einem Strafverfahren, einem Verfahren zur Anordnung

einer behördlichen Verwahrung,
2. einem Bußgeldverfahren oder
3. einem Disziplinarverfahren oder einem ehrengerichtlichen

oder berufsgerichtlichen Verfahren

berufen ist, einen anderen körperlich mißhandelt, gegen ihn
sonst Gewalt anwendet, ihm Gewalt androht oder ihn see-
lisch quält, um ihn zu nötigen, in dem Verfahren etwas aus-
zusagen oder zu erklären oder dies zu unterlassen, wird mit
Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren bestraft.

(2) In minder schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe
von sechs Monaten bis zu fünf Jahren.

Hessisches Gesetz über die öffentliche Sicherheit und Ord-
nung (HSOG) v. 26.6.1990

§ 12 HSOG. Befragung und Auskunftspflicht. (1) 1Die
Gefahrenabwehr- und die Polizeibehörden können eine Per-
son befragen, wenn tatsächliche Anhaltspunkte die Annahme
rechtfertigen, daß die Person sachdienliche Angaben zur
Aufklärung des Sachverhalts in einer bestimmten gefahren-
abwehrbehördlichen oder polizeilichen Angelegenheit ma-
chen kann. 2Im Fall der Abwehr einer Gefahr kann sie zum
Zwecke der Befragung angehalten werden.

(2) 1Eine Auskunftspflicht besteht für die in den §§ 6 und
7 genannten, unter den Voraussetzungen des § 9 auch für die
dort genannten Personen. 2Unter den in den §§ 52 bis 55 der
Strafprozeßordnung genannten Voraussetzungen ist die be-
troffene Person zur Verweigerung der Auskunft berechtigt.
3Dies gilt nicht, wenn die Auskunft für die Abwehr einer
Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit einer Person erforder-
lich ist. 4Auskünfte, die gemäß Satz 3 erlangt wurden, dürfen
nur zu Zwecken der Gefahrenabwehr nach § 1 Abs. 1 und 4
verwendet werden. 5Die betroffene Person ist über ihr Recht
zur Verweigerung der Auskunft zu belehren.

(3) Werden bei der Befragung personenbezogene Daten
erhoben, sind die nachfolgenden Vorschriften über die Ver-
wendung personenbezogener Daten anzuwenden.

(4) § 136a der Strafprozeßordnung gilt entsprechend.

[Hinweis: §§ 6, 7 bzw. 9 HSOG regeln die Polizeipflichtig-
keit von Verhaltens- und Zustands- bzw. Nichtverantwortli-
chen.]

§ 52 HSOG. Unmittelbarer Zwang. (1) 1Unmittelbarer
Zwang kann von den Polizeibehörden sowie nach Maßgabe
der § 63 von Vollzugsbediensteten, die nicht Polizeivollzugs-
beamtinnen oder Polizeivollzugsbedienstete sind, und son-
stigen Personen, denen die Anwendung unmittelbaren Zwan-
ges gestattet ist, angewendet werden, wenn andere Zwangs-
mittel nicht in Betracht kommen und keinen Erfolg verspre-
chen oder unzweckmäßig sind. 2Für die Art und Weise der
Anwendung unmittelbaren Zwanges gelten die §§ 54 bis 63.

(2) Unmittelbarer Zwang zur Abgabe einer Erklärung ist
ausgeschlossen.

§ 56 HSOG. Handeln auf Anordnung. (1) 1Die Polizeivoll-
zugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamten sind verpflich-
tet, unmittelbaren Zwang anzuwenden, der von einer oder
einem Weisungsberechtigten angeordnet wird. 2Dies gilt
nicht, wenn die Anordnung die Menschenwürde verletzt oder
nicht zu dienstlichen Zwecken erteilt worden ist. 

(2) 1Eine Anordnung darf nicht befolgt werden, wenn
dadurch eine Straftat begangen würde. 2Wird die Anordnung
trotzdem befolgt, so trifft die Polizeivollzugsbeamtin oder
den Polizeivollzugsbeamten eine Schuld nur, wenn sie oder
er erkennt oder wenn es nach den ihr oder ihm bekannten
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Umständen offensichtlich ist, daß dadurch eine Straftat be-
gangen wird. 

(3) Bedenken gegen die Rechtmäßigkeit der Anordnung
hat die Polizeivollzugsbeamtin oder der Polizeivollzugsbe-
amte der anordnenden Person gegenüber vorzubringen, so-
weit dies nach den Umständen möglich ist. 

(4) § 71 Abs. 2 des Hessischen Beamtengesetzes ist nicht
anzuwenden. 

Polizeigesetz von Baden-Württemberg (PolG) v. 13.1.1992

§ 20 bw. PolG. Befragung und Datenerhebung. (1) 1Die
Polizei kann jede Person befragen, wenn anzunehmen ist,
daß sie sachdienliche Angaben machen kann, die zur Wahr-
nehmung einer bestimmten polizeilichen Aufgabe erforder-
lich sind. 2Die Person ist dabei verpflichtet, Name, Vorname,
Tag und Ort der Geburt, Wohnanschrift und Staatsangehörig-
keit anzugeben. 3Für die Dauer der Befragung kann die Per-
son angehalten werden.

(2) Die Polizei kann Daten der in den §§ 6 oder 7 genann-
ten Personen sowie anderer Personen erheben, soweit dies
zur Abwehr einer Gefahr oder zur Beseitigung einer Störung
der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung erforderlich ist und
die Befugnisse der Polizei nicht anderweitig geregelt sind.

(3) Der Polizeivollzugsdienst kann Daten über
1. Personen, bei denen tatsächliche Anhaltspunkte vorliegen,

daß sie künftig Straftaten begehen,
2. Kontakt- und Begleitpersonen einer der in Nummer 1

genannten Personen,
3. Personen, bei denen tatsächliche Anhaltspunkte vorliegen,

daß sie Opfer von Straftaten werden,
4. Personen im räumlichen Umfeld einer in besonderem Maß

als gefährdet erscheinenden Person oder
5. Zeugen, Hinweisgeber oder sonstige Auskunftspersonen
erheben, soweit dies zur vorbeugenden Bekämpfung von
Straftaten erforderlich ist.

(4) Die Polizei kann Daten von Personen,
1. deren besondere Kenntnisse oder Fähigkeiten zur Gefah-

renabwehr benötigt werden,
2. die für Anlagen oder Einrichtungen, von denen eine er-

hebliche Gefahr ausgehen kann, verantwortlich sind oder
3. die für besonders gefährdete Anlagen oder Einrichtungen

verantwortlich sind,
erheben, soweit dies für die Vorbereitung auf die Gefahren-
abwehr erforderlich ist. 2Die Angaben sollen sich auf Na-
men, Vornamen, Anschriften und alle Informationen über die
Erreichbarkeit sowie auf die Zugehörigkeit zu einer der ge-
nannten Personengruppen beschränken. 3Eine verdeckte
Datenerhebung ist nicht zulässig.

(5) Die Polizei kann ferner personenbezogene Daten erhe-
ben, wenn dies zum Schutz privater Rechte (§ 2 Abs. 2) oder
zur Vollzugshilfe (§ 60 Abs. 4) erforderlich ist.

[Hinweis: §§ 6, 7 bw. PolG regeln die Polizeipflichtigkeit
von Verhaltens- und Zustandsverantwortlichen.]

§ 27 bw. PolG. Vorladung. (1) Die Polizei kann eine Person
vorladen, wenn
1. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß die Person

sachdienliche Angaben machen kann, die zur Wahrneh-
mung polizeilicher Aufgaben erforderlich sind, oder

2. dies zur Durchführung erkennungsdienstlicher Maßnah-
men erforderlich ist.
(2) 1Bei der Vorladung soll deren Grund angegeben wer-

den. 2Bei der Festsetzung des Zeitpunkts soll auf die berufli-
chen Verpflichtungen und die sonstigen Lebensverhältnisse
des Betroffenen Rücksicht genommen werden.

(3) Leistet ein Betroffener der Vorladung ohne hinrei-
chenden Grund keine Folge, so kann sie zwangsweise durch-
gesetzt werden, wenn dies
1. zur Abwehr einer Gefahr für Leben, Gesundheit oder

Freiheit einer Person oder für bedeutende fremde Sach-
oder Vermögenswerte oder

2. zur Durchführung erkennungsdienstlicher Maßnahmen
erforderlich ist.
(4) 1Eine über § 20 Abs. 1 hinausgehende Auskunfts-

pflicht besteht nur in den Fällen des Absatzes 3 Nr. 1. 2Zur
Verweigerung der Auskunft ist ein Betroffener in entspre-
chender Anwendung von § 52 Abs. 1, §§ 53, 53a und 55 der
Strafprozeßordnung berechtigt, soweit er durch die Auskunft
sich selbst oder einen Angehörigen der Gefahr aussetzen
würde, wegen einer Straftat oder einer Ordnungswidrigkeit
verfolgt zu werden oder ihm auf Grund seines Berufes ein
Zeugnisverweigerungsrecht zusteht. 3§ 20 Abs. 1 bleibt unbe-
rührt.

(5) Für die Entschädigung eines auf Vorladung erschei-
nenden Zeugen oder Sachverständigen gilt das Gesetz über
die Entschädigung von Zeugen und Sachverständigen ent-
sprechend.

§ 35 bw. PolG. Vernehmung. (1) Die Polizei darf bei Ver-
nehmungen zur Herbeiführung einer Aussage keinen Zwang
anwenden.

(2) Für Vernehmungen durch die Polizei, die nicht der
Verfolgung einer mit Strafe oder Geldbuße bedrohten Hand-
lung dienen, gelten die §§ 68a, 136a und § 69 Abs. 3 der
Strafprozeßordnung entsprechend.

§ 49 bw. PolG. [Polizeizwang] Allgemeines. (1) Die Polizei
wendet die Zwangsmittel Zwangsgeld, Zwangshaft und Er-
satzvornahme nach den Vorschriften des Landesverwaltungs-
vollstreckungsgesetzes an.

(2) Die Polizei wendet das Zwangsmittel unmittelbarer
Zwang nach den Vorschriften dieses Gesetzes an.

§ 50 bw. PolG. Begriff und Mittel des unmittelbaren
Zwangs. (1) Unmittelbarer Zwang ist jede Einwirkung auf
Personen oder Sachen durch einfache körperliche Gewalt,
Hilfsmittel der körperlichen Gewalt oder Waffengebrauch.

(2) Das Innenministerium bestimmt, welche Hilfsmittel
der körperlichen Gewalt und welche Waffen im Polizeidienst
zu verwenden sind.

§ 51 bw. PolG. Zuständigkeit für die Anwendung unrnit-
telbaren Zwangs. Die Anwendung unmittelbaren Zwangs
obliegt den Beamten des Polizeivollzugsdienstes.

§ 52 bw. PolG. Voraussetzungen und Durchführung des
unmittelbaren Zwangs. (1) 1Unmittelbarer Zwang darf nur
angewandt werden, wenn der polizeiliche Zweck auf andere
Weise nicht erreichbar erscheint. 2Gegen Personen darf un-
mittelbarer Zwang nur angewandt werden, wenn der polizei-
liche Zweck durch unmittelbaren Zwang gegen Sachen nicht
erreichbar erscheint. 3Das angewandte Mittel muß nach Art
und Maß dem Verhalten, dem Alter und dem Zustand des



-5-

Betroffenen angemessen sein. 4Gegenüber einer Menschen-
ansammlung darf unmittelbarer Zwang nur angewandt wer-
den, wenn seine Anwendung gegen einzelne Teilnehmer der
Menschenansammlung offensichtlich keinen Erfolg ver-
spricht.

(2) Unmittelbarer Zwang ist, soweit es die Umstände zu-
lassen, vor seiner Anwendung anzudrohen.

(3) Unmittelbarer Zwang darf nicht mehr angewandt wer-
den, wenn der polizeiliche Zweck erreicht ist oder wenn es
sich zeigt, daß er durch die Anwendung von unmittelbarem
Zwang nicht erreicht werden kann.

(4) Für die Anwendung des unmittelbaren Zwangs zur
Vollstreckung von Verwaltungsakten der Polizei gelten im
übrigen die §§ 2 bis 6, 9, 10, 12, 21, 27, 28 und § 31 Abs. 1
bis 3 und Abs. 5 des Landesverwaltungsvollstreckungsgeset-
zes.

§ 53 bw. PolG. Voraussetzungen des Schußwaffenge-
brauchs. (1) 1Der Schußwaffengebrauch ist nur zulässig,
wenn die allgemeinen Voraussetzungen für die Anwendung
unmittelbaren Zwangs vorliegen und wenn einfache körperli-
che Gewalt sowie verfügbare Hilfsmittel der körperlichen
Gewalt oder mitgeführte Hiebwaffen erfolglos angewandt
worden sind oder ihre Anwendung offensichtlich keinen Er-
folg verspricht. 2Auf Personen darf erst geschossen werden,
wenn der polizeiliche Zweck durch Waffenwirkung gegen
Sachen nicht erreicht werden kann.

(2) 1Der Schußwaffengebrauch ist unzulässig, wenn er-
kennbar Unbeteiligte mit hoher Wahrscheinlichkeit gefährdet
werden. 2Das gilt nicht, wenn der Schußwaffengebrauch das
einzige Mittel zur Abwehr einer gegenwärtigen Lebensgefahr
ist.

§ 54 bw. PolG. Schußwaffengebrauch gegenüber Perso-
nen. (1) Schußwaffen dürfen gegen einzelne Personen nur
gebraucht werden,
1. um die unmittelbar bevorstehende Ausführung oder die

Fortsetzung einer rechtswidrigen Tat zu verhindern, die
sich den Umständen nach
a) als ein Verbrechen oder
b) als ein Vergehen, das unter Anwendung oder Mitfüh-

rung von Schußwaffen oder Sprengstoffen begangen
werden soll oder ausgeführt wird,

darstellt;
2. um eine Person, die sich der Festnahme oder der Feststel-

lung ihrer Person durch die Flucht zu entziehen versucht,
anzuhalten, wenn sie
a) bei einer rechtswidrigen Tat auf frischer Tat betroffen

wird, die sich den Umständen nach als ein Verbrechen
darstellt oder als ein Vergehen, das unter Anwendung
oder Mitführung von Schußwaffen oder Sprengstoffen
begangen wird,

b) eines Verbrechens dringend verdächtig ist oder
c) eines Vergehens dringend verdächtig ist und Anhalts-

punkte befürchten lassen, daß sie von einer Schußwaf-
fe oder einem Sprengstoff Gebrauch machen werde;

3. zur Vereitelung der Flucht oder zur Wiederergreifung
einer Person, die sich in amtlichem Gewahrsam befindet
oder befand,
a) zur Verbüßung einer Freiheitsstrafe wegen einer Straf-

tat mit Ausnahme des Strafarrestes,
b) zum Vollzug der Sicherungsverwahrung,
c) wegen des dringenden Verdachts eines Verbrechens,

d) aufgrund richterlichen Haftbefehls oder
e) sonst wegen des dringenden Verdachts eines Verge-

hens, wenn zu befürchten ist, daß sie von einer Schuß-
waffe oder einem Sprengstoff Gebrauch machen wer-
de;

4. gegen eine Person, die mit Gewalt einen Gefangenen oder
jemanden, dessen
a) Sicherungsverwahrung (§ 66 des Strafgesetzbuchs), 
b) Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus

(§ 63 des Strafgesetzbuchs, § 126a der Strafprozeß-
ordnung) oder

c) Unterbringung in einer Entziehungsanstalt (§ 64 des
Strafgesetzbuchs, § 126a der Strafprozeßordnung)

angeordnet ist, aus dem amtlichen Gewahrsam zu befreien
versucht.
(2) Ein Schuß, der mit an Sicherheit grenzender Wahr-

scheinlichkeit tödlich wirken wird, ist nur zulässig, wenn er
das einzige Mittel zur Abwehr einer gegenwärtigen Lebens-
gefahr oder der gegenwärtigen Gefahr einer schwerwiegen-
den Verletzung der körperlichen Unversehrtheit ist.

(3) Schußwaffen dürfen gegen eine Menschenmenge nur
dann gebraucht werden, wenn von ihr oder aus ihr heraus
Gewalttaten begangen werden oder unmittelbar bevorstehen
und Zwangsmaßnahmen gegen einzelne nicht zum Ziele
führen oder offensichtlich keinen Erfolg versprechen.

(4) Das Recht zum Gebrauch von Schußwaffen auf Grund
anderer gesetzlicher Vorschriften bleibt unberührt.

Sächsisches Polizeigesetz (PolG) v. 13.1.1992

§ 18 sächs. PolG. Befragung, Vorladung, Vernehmung.
(1) 1Die Polizei kann eine Person befragen, wenn tatsäch-
liche Anhaltspunkte die Annahme rechtfertigen, daß die
Person sachdienliche Angaben machen kann, die zur Erfül-
lung einer bestimmten polizeilichen Aufgabe erforderlich
sind. 2Für die Dauer der Befragung kann die Person angehal-
ten werden.

(2) Die Polizei kann eine Person vorladen, wenn
1. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß die Person

sachdienliche Angaben machen kann, die zur Wahrneh-
mung einer bestimmten polizeilichen Aufgabe erforderlich
sind, oder

2. dies zur Durchführung erkennungsdienstlicher Maßnah-
men erforderlich ist.
(3) Eine Person, deren Befragung oder Vorladung nach

den Absätzen 1 oder 2 zulässig ist, hat auf Verlangen der
Polizei anzugeben:
1. Familiennamen,
2. Vornamen, unter Kennzeichnung des gebräuchlichen Vor-

namens (Rufname),
3. frühere Namen,
4. Tag und Ort der Geburt,
5. Anschrift, gegebenenfalls Haupt- und Nebenwohnung,
6. Staatsangehörigkeiten.

(4) 1Bei der Vorladung ist deren Grund anzugeben. 2Bei
der Festsetzung des Zeitpunktes soll auf die beruflichen Ver-
pflichtungen und die sonstigen Lebensverhältnisse des Be-
troffenen Rücksicht genommen werden.

(5) Leistet ein Betroffener der Vorladung ohne hinrei-
chenden Grund keine Folge, so kann sie zwangsweise durch-
gesetzt werden, wenn dies
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1. zur Abwehr einer Gefahr für Leben, Gesundheit oder
Freiheit einer Person oder für bedeutende fremde Sach-
oder Vermögenswerte oder

2. zur Durchführung erkennungsdienstlicher Maßnahmen er-
forderlich ist.
(6) 1Eine über Absatz 3 hinausgehende Auskunftspflicht

besteht, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, nur in
den Fällen des Absatzes 5 Nr. 1. 2In entsprechender Anwen-
dung der §§ 52, 53, 53a und 55 Abs. 1 der Strafprozeßord-
nung ist ein Betroffener zur Verweigerung der Auskunft
berechtigt. 3Dies gilt nicht, sofern die Auskunft zur Abwehr
einer Gefahr für Leben oder Freiheit einer Person oder einer
erheblichen Gesundheitsgefahr zwingend erforderlich ist.
4Ein Geistlicher ist auch in diesem Fall nicht verpflichtet,
Auskunft über Tatsachen zu geben, die ihm in seiner Eigen-
schaft als Seelsorger anvertraut worden oder bekannt gewor-
den sind. 5Das Speichern, Verändern und Nutzen der nach
Satz 3 erhobenen Daten ist nur zulässig, wenn es für den
Zweck erfolgt, für den die Daten erhoben worden sind. 6Vor
der Vernehmung ist der Betroffene über ein bestehendes
Recht zur Verweigerung der Auskunft zu belehren.

(7) Für die Entschädigung eines auf Vorladung erschei-
nenden Zeugen oder Sachverständigen gilt das Gesetz über
die Entschädigung von Zeugen und Sachverständigen ent-
sprechend.

(8) Die Polizei darf keinen unmittelbaren Zwang zur Her-
beiführung einer Aussage anwenden.

(9) Für Vernehmungen durch die Polizei, die nicht der
Verfolgung einer mit Strafe oder Geldbuße bedrohten Hand-
lung dienen, gelten die §§ 68a, 136a und 69 Abs. 3 der Straf-
prozeßordnung entsprechend.

§ 30 sächs. PolG. Allgemeines, Zuständigkeit. (1) Die
Polizei wendet unmittelbaren Zwang nach den Vorschriften
dieses Gesetzes, andere Zwangsmittel nach den Vorschriften
des Sächsischen Verwaltungsvollstreckungsgesetzes an.

(2) Die Anwendung unmittelbaren Zwangs obliegt dem
Polizeivollzugsdienst.

§ 31 sächs. PolG. Begriff und Mittel des unmittelbaren
Zwangs. (1) Unmittelbarer Zwang ist jede Einwirkung auf
Personen oder Sachen durch einfache körperliche Gewalt,
Hilfsmittel der körperlichen Gewalt oder Waffengebrauch.

(2) 1Hilfsmittel der körperlichen Gewalt sind insbesondere
Fesseln, Wasserwerfer, technische Sperren, Diensthunde,
Dienstpferde, Dienstfahrzeuge, Reizstoffe sowie zum Spren-
gen von Sachen bestimmte explosive Stoffe (Sprengmittel).
2Das Staatsministerium des Innern kann weitere Hilfsmittel
der körperlichen Gewalt zulassen.

(3) Als Waffen sind Schlagstock, Pistole, Revolver, Ge-
wehr und automatische Handfeuerwaffen zugelassen.

§ 32 sächs. PolG. Voraussetzungen und Durchführung
des unmittelbaren Zwangs. (1) 1Unmittelbarer Zwang darf
nur angewandt werden, wenn der polizeiliche Zweck auf an-
dere Weise nicht erreichbar erscheint. 2Unmittelbarer Zwang
darf nicht mehr angewandt werden, wenn der Zweck erreicht
ist. 3Gegen Personen darf unmittelbarer Zwang nur ange-
wandt werden, wenn der polizeiliche Zweck durch unmittel-
baren Zwang gegen Sachen nicht erreichbar erscheint. 4Das
angewandte Mittel muß nach Art und Maß dem Verhalten,
dem Alter und dem Zustand des Betroffenen angemessen
sein. 5Gegenüber einer Menschenansammlung darf unmittel-

barer Zwang nur angewandt werden, wenn seine Anwendung
gegen einzelne Teilnehmer der Menschenansammlung offen-
sichtlich keinen Erfolg verspricht.

(2) 1Unmittelbarer Zwang ist vor seiner Anwendung an-
zudrohen. 2Von der Androhung kann abgesehen werden,
wenn die Umstände sie nicht zulassen, insbesondere wenn
die sofortige Anwendung des Zwangsmittels zur Abwehr
einer gegenwärtigen Gefahr notwendig ist. 3Als Androhung
des Schußwaffengebrauchs gilt auch die Abgabe eines Warn-
schusses.

(3) Schußwaffen dürfen nur dann ohne Androhung ge-
braucht werden, wenn das zur Abwehr einer gegenwärtigen
Gefahr für Leib oder Leben erforderlich ist.

(4) 1Gegenüber einer Menschenmenge ist die Anwendung
unmittelbaren Zwangs möglichst so rechtzeitig anzudrohen,
daß sich Unbeteiligte noch entfernen können. 2Der Gebrauch
der Schußwaffe gegen Personen in einer Menschenmenge ist
stets anzudrohen; die Androhung ist vor dem Gebrauch zu
wiederholen. 3Bei Gebrauch von technischen Sperren und
Dienstpferden kann von der Androhung abgesehen werden.

(5) Für die Anwendung unmittelbaren Zwangs zur Voll-
streckung von Verwaltungsakten der Polizei gelten im Übri-
gen die Vorschriften des Sächsischen Verwaltungsvollstrek-
kungsgesetzes.

§ 33 sächs. PolG. Voraussetzungen des Schußwaffenge-
brauchs. (1) 1Der Schußwaffengebrauch ist nur zulässig,
wenn die allgemeinen Voraussetzungen für die Anwendung
unmittelbaren Zwangs vorliegen und wenn einfache körperli-
che Gewalt sowie verfügbare Hilfsmittel der körperlichen
Gewalt oder mitgeführte Schlagstöcke erfolglos angewandt
worden sind oder ihre Anwendung offensichtlich keinen
Erfolg verspricht. 2Auf Personen darf erst geschossen wer-
den, wenn der polizeiliche Zweck durch Waffenwirkung
gegen Sachen nicht erreicht werden kann. 

(2) 1Der Schußwaffengebrauch ist unzulässig, wenn er-
kennbar Unbeteiligte mit hoher Wahrscheinlichkeit gefährdet
werden. 2Das gilt nicht, wenn der Schußwaffengebrauch das
einzige Mittel zur Abwehr einer gegenwärtigen Lebensgefahr
ist.

§ 34 sächs. PolG. Schußwaffengebrauch gegenüber Per-
sonen. (1) Schußwaffen dürfen gegen einzelne Personen nur
gebraucht werden,
1. um die unmittelbar bevorstehende Ausführung oder die

Fortsetzung einer rechtswidrigen Tat zu verhindern, die
sich den Umständen nach
a) als ein Verbrechen oder
b) als ein Vergehen, das unter Anwendung oder Mitfüh-

rung von Schußwaffen oder Sprengmitteln begangen
werden soll oder ausgeführt wird, darstellt,

2. um eine Person anzuhalten, die sich der Festnahme oder
Identitätsfeststellung durch Flucht zu entziehen versucht,
wenn sie
a) eines Verbrechens dringend verdächtig ist oder
b) eines Vergehens dringend verdächtig ist und Tatsa-

chen die Annahme rechtfertigen, daß sie Schußwaffen
oder Sprengmittel mitführt,

3. zur Vereitelung der Flucht oder zur Ergreifung einer Per-
son, wenn diese in amtlichem Gewahrsam zu halten oder
ihm zuzuführen ist
a) wegen eines Verbrechens oder aufgrund des dringen-

den Verdachts eines Verbrechens oder
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b) wegen eines Vergehens oder aufgrund des dringenden
Verdachts eines Vergehens, wobei zu befürchten ist,
daß sie von einer Schußwaffe oder einem Sprengmittel
Gebrauch machen werde,

4. um die gewaltsame Befreiung einer Person aus amtlichem
Gewahrsam zu verhindern, oder in sonstigen Fällen des
§ 100 des Strafvollzugsgesetzes.
(2) Ein Schuß, der mit an Sicherheit grenzender Wahr-

scheinlichkeit tödlich wirken wird, ist nur zulässig, wenn er
das einzige Mittel zur Abwehr einer gegenwärtigen Lebens-
gefahr oder der gegenwärtigen Gefahr einer schwerwiegen-
den Verletzung der körperlichen Unversehrtheit ist.

(3) Schußwaffen dürfen nach Absatz 1 Nr. 3 nicht ge-
braucht werden, wenn es sich um den Vollzug eines Jugend-
arrestes oder eines Strafarrestes handelt oder wenn die Flucht
aus einer offenen Anstalt verhindert werden soll.

(4) 1Der Schußwaffengebrauch gegen Personen in einer
Menschenmenge ist unzulässig, wenn für den Polizeibedien-
steten erkennbar ist, daß Unbeteiligte mit hoher Wahrschein-
lichkeit gefährdet werden. 2Dies gilt nicht, wenn der Schuß-
waffengebrauch das einzige Mittel zur Abwehr einer gegen-
wärtigen Lebensgefahr ist.

(5) Unbeteiligte sind nicht Personen in einer Menschen-
menge, die Gewalttaten begeht oder durch Handlungen er-
kennbar billigt oder unterstützt, wenn diese Personen sich
aus der Menschenmenge trotz wiederholter Androhung nach
§ 32 Abs. 4 nicht entfernen.

(6) Das Recht zum Gebrauch von Schußwaffen aufgrund
anderer gesetzlicher Vorschriften bleibt unberührt.

(Europäische) Konvention zum Schutze der Menschenrechte
und Grundfreiheiten (EMRK) v. 4.11.1950

Art. 2 EMRK. Recht auf Leben. (1) 1Das Recht jedes Men-
schen auf Leben wird gesetzlich geschützt. 2Niemand darf
absichtlich getötet werden, außer durch Vollstreckung eines
Todesurteils, das ein Gericht wegen eines Verbrechens ver-
hängt hat, für das die Todesstrafe gesetzlich vorgesehen ist.

(2) Eine Tötung wird nicht als Verletzung dieses Artikels
betrachtet, wenn sie durch eine Gewaltanwendung verursacht
wird, die unbedingt erforderlich ist, um
a) jemanden gegen rechtswidrige Gewalt zu verteidigen;
b) jemanden rechtmäßig festzunehmen oder jemanden, dem

die Freiheit rechtmäßig entzogen ist, an der Flucht zu hin-
dern;

c) einen Aufruhr oder einen Aufstand rechtmäßig nieder-
zuschlagen.

Art. 3 EMRK. Verbot der Folter. Niemand darf der Folter
oder unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Be-
handlung unterworfen werden.

Art. 15 EMRK. Abweichen im Notstandsfall. (1) Wird das
Leben der Nation durch Krieg oder einen anderen öffentli-
chen Notstand bedroht, so kann jede Hohe Vertragspartei
Maßnahmen treffen, die von den in dieser Konvention vorge-
sehenen Verpflichtungen abweichen, jedoch nur, soweit es
die Lage unbedingt erfordert und wenn die Maßnahmen nicht
im Widerspruch zu den sonstigen völkerrechtlichen Ver-
pflichtungen der Vertragspartei stehen.

(2) Aufgrund des Absatzes 1 darf von Artikel 2 nur bei
Todesfällen infolge rechtmäßiger Kriegshandlungen und von

Artikel 3, Artikel 4 Absatz 1 und Artikel 7 in keinem Fall ab-
gewichen werden.

(3) 1Jede Hohe Vertragspartei, die dieses Recht auf Ab-
weichung ausübt, unterrichtet den Generalsekretär des Euro-
parats umfassend über die getroffenen Maßnahmen und de-
ren Gründe zu unterrichten. 2Sie unterrichtet den Generalse-
kretär des Europarats auch über den Zeitpunkt, zu dem diese
Maßnahmen außer Kraft getreten sind und die Konvention
wieder volle Anwendung findet.

Allgemeine Erklärung der Menschenrechte der Generalver-
sammlung der Vereinten Nationen (AEMR) v. 10.12.1948

Art. 5 AEMR. Niemand darf der Folter oder grausamer, un-
menschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe
unterworfen werden.

Internationaler Pakt über bürgerliche und politische Rechte
(IPBPR) v. 19.12.1966

Art. 4 IPBPR. (1) Im Falle eines öffentlichen Notstandes,
der das Leben der Nation bedroht und der amtlich verkündet
ist, können die Vertragsstaaten Maßnahmen ergreifen, die
ihre Verpflichtungen aus diesem Pakt in dem Umfang, den
die Lage  unbedingt erfordert, außer Kraft setzen, vorausge-
setzt, daß diese Maßnahmen ihren sonstigen völkerrecht-
lichen Verpflichtungen nicht zuwiderlaufen und keine Dis-
kriminierung allein wegen der Rasse, der Hautfarbe, des
Geschlechts, der Sprache, der Religion oder der sozialen
Herkunft enthalten.

(2) Auf Grund der vorstehenden Bestimmung dürfen die
Artikel 6, 7, 8 (Absätze 1 und 2), 11, 15, 16 und 18 nicht
außer Kraft gesetzt werden.

(3) 1Jeder Vertragsstaat, der das Recht, Verpflichtungen
außer Kraft zu setzen, ausübt, hat den übrigen Vertragsstaa-
ten durch Vermittlung des Generalsekretärs der Vereinten
Nationen unverzüglich mitzuteilen, welche Bestimmungen er
außer Kraft gesetzt hat und welche Gründe ihn dazu ver-
anlaßt haben. 2Auf demselben Wege ist durch eine weitere
Mitteilung der Zeitpunkt anzugeben, in dem eine solche
Maßnahme endet.

Art. 7 IPBPR. 1Niemand darf der Folter oder grausamer, un-
menschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe
unterworfen werden. 2Insbesondere darf niemand ohne seine
freiwillige Zustimmung medizinischen oder wissenschaftli-
chen Versuchen unterworfen werden.

Art. 10 IPBPR. (1) Jeder, dem seine Freiheit entzogen ist,
muß menschlich und mit Achtung vor der dem Menschen
innewohnenden Würde behandelt werden.
 ...

(UN-)Übereinkommen gegen Folter und andere grausame,
unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe
v. 10.12.1984

Art. 1 UN-Folter-Konvention. (1) 1Im Sinne dieses Über-
einkommens bezeichnet der Ausdruck "Folter" jede Hand-
lung, durch die einer Person vorsätzlich große körperliche
oder seelische Schmerzen oder Leiden zugefügt werden, zum
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Beispiel um von ihr oder einem Dritten eine Aussage oder
ein Geständnis zu erlangen, um sie für eine tatsächlich oder
mutmaßlich von ihr oder einem Dritten begangene Tat zu
bestrafen oder um sie oder einen Dritten einzuschüchtern
oder zu nötigen, oder aus einem anderen, auf irgendeiner Art
von Diskriminierung beruhenden Grund, wenn diese
Schmerzen oder Leiden von einem Angehörigen des öffentli-
chen Dienstes oder einer anderen in amtlicher Eigenschaft
handelnden Person, auf deren Veranlassung oder mit deren
ausdrücklichem oder stillschweigendem Einverständnis ver-
ursacht werden. 2Der Ausdruck umfaßt nicht Schmerzen oder
Leiden, die sich lediglich aus gesetzlich zulässigen Sanktio-
nen ergeben, dazu gehören oder damit verbunden sind.

(2) Dieser Artikel läßt alle internationalen Übereinkünfte
oder innerstaatlichen Rechtsvorschriften unberührt, die wei-
tergehende Bestimmungen enthalten.

Art. 2 UN-Folter-Konvention. (1) Jeder Vertragsstaat trifft
wirksame gesetzgeberische, verwaltungsmäßige, gerichtliche
oder sonstige Maßnahmen, um Folterungen in allen seiner
Hoheitsgewalt unterstehenden Gebieten zu verhindern.

(2) Außergewöhnliche Umstände gleich welcher Art, sei
es Krieg oder Kriegsgefahr, innenpolitische Instabilität oder
ein sonstiger öffentlicher Notstand, dürfen nicht als Recht-
fertigung für Folter geltend gemacht werden.

(3) Eine von einem Vorgesetzten oder einem Träger öf-
fentlicher Gewalt erteilte Weisung darf nicht als Rechtferti-
gung für Folter geltend gemacht werden.

Römisches Statut des Internationalen Strafgerichtshofs v.
17.7.1998

Art. 7 Rom-Statut. Verbrechen gegen die Menschlichkeit.
(1) Im Sinne dieses Statuts bedeutet "Verbrechen gegen die
Menschlichkeit" jede der folgenden Handlungen, die im Rah-
men eines ausgedehnten oder systematischen Angriffs gegen
die Zivilbevölkerung und in Kenntnis des Angriffs begangen
wird: ...
f) Folter; ...

(2) Im Sinne des Absatzes 1 ...
e) bedeutet "Folter", daß einer im Gewahrsam oder unter der

Kontrolle des Beschuldigten befindlichen Person vorsätz-
lich große körperliche oder seelische Schmerzen oder Lei-
den zugefügt werden; Folter umfaßt jedoch nicht Schmer-
zen oder Leiden, die sich lediglich aus gesetzlich zulässi-
gen Sanktionen ergeben, dazu gehören oder damit verbun-
den sind; ...

Grundrechte-Charta der Europäischen Union von Nizza v.
7.12.2000

Art. 1 EU-Grundrechte-Charta. Würde des Menschen.
1Die Würde des Menschen ist unantastbar. 2Sie ist zu achten
und zu schützen.

Art. 2 EU-Grundrechte-Charta. Recht auf Leben. (1) Je-
de Person hat das Recht auf Leben.

(2) Niemand darf zur Todesstrafe verurteilt oder hinge-
richtet werden.

Art. 3 EU-Grundrechte-Charta. Recht auf Unversehrt-
heit. (1) Jede Person hat das Recht auf körperliche und gei-
stige Unversehrtheit.

(2) Im Rahmen der Medizin und der Biologie muß insbe-
sondere Folgendes beachtet werden: die freie Einwilligung
der betroffenen Person nach vorheriger Aufklärung entspre-
chend den gesetzlich festgelegten Modalitäten, das Verbot
eugenischer Praktiken, insbesondere derjenigen, welche die
Selektion von Personen zum Ziel haben, das Verbot, den
menschlichen Körper und Teile davon als solche zur Erzie-
lung von Gewinnen zu nutzen, das Verbot des reproduktiven
Klonens von Menschen.

Art. 4 EU-Grundrechte-Charta. Verbot der Folter und
unmenschlicher oder erniedrigender Strafe oder Behand-
lung. Niemand darf der Folter oder unmenschlicher oder
erniedrigender Strafe oder Behandlung unterworfen werden.


